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Bekanntgabe gem. § 5 Abs. 2 des Gesetzes  

über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 

Die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Zentralreferat Wasserwirtschaft, Abfallwirt-

schaft, Bodenschutz, Friedrich-Ebert-Straße 14, 67433 Neustadt an der Weinstraße, gibt 

als zuständige Behörde bekannt, dass im Rahmen des Verfahrens zur abfallrechtlichen 

Genehmigung der wesentlichen Änderung der Grundwasserbehandlungsanlage der Depo-

nie Gerolsheim im Landkreis Bad Dürkheim der Gesellschaft zur Beseitigung von Sonder-

abfällen in Rheinland-Pfalz mbH (GBS) am Standort 67229 Gerolsheim, auf dem Flurstück 

980/3 (Gemarkung Heßheim) keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wird. 

 

Die GBS hat mit Antrag gem. § 35 Abs. 3 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) i. V. m. 

§§ 19 und 21 der Deponieverordnung (DepV) sowie § 17 des Landeskreislaufwirtschafts-

gesetzes (LKrWG) die wesentliche Änderung der Grundwasserbehandlungsanlage, die ei-

nen wesentlichen Bestandteil der Deponie Gerolsheim darstellt, beantragt. 

Mit Bescheid vom 09.09.1999 wurde die Errichtung und der Betrieb der Grundwasserbe-

handlungsanlage der Sonderabfalldeponie Gerolsheim nach Landeswassergesetz Rhein-

land-Pfalz (LWG) genehmigt. Nun soll diese Planung aufgrund der notwendigen Sanierung 

geändert werden. 

Die Änderungen belaufen sich hauptsächlich auf die Sanierung der technischen Anlagen 

und Anpassung der Anlagentechnik auf den aktuellen Stand der Technik, auf Renovie-

rungsmaßnahmen an der Bestandshalle, auf den Neubau einer ergänzenden Halle nörd-

lich der Bestandshalle, um die Sanierungsmaßnahmen ohne längere Unterbrechungen der 

Grundwasserbehandlung durchführen zu können sowie auf die Änderung der Lagerung 

der Behandlungschemikalien für die Wasserbehandlung. 

 

Die Allgemeine Vorprüfung gem. § 9 Abs. 2 S. 1 i. V. m. § 7 UVPG hat ergeben, dass das 

Vorhaben nach Einschätzung der Struktur- und Genehmigungsdirektion, aufgrund über-

schlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Krite-

rien keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 

2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 
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Die wesentlichen Gründe der Entscheidung sind: 

- Die Sanierung der Grundwasserbehandlungsanlage kann im laufenden Betrieb er-

folgen; eine Außerbetriebnahme ist nur für kurze Umschlusszeiten erforderlich. 

- Komponenten der bisher bestehenden Anlage werden nach Möglichkeit wiederver-

wendet bzw. können aufbereitet werden. 

- Aspekte des Arbeitsschutzes (z. B. Gefährdungspotenziale) und der Wartungs-

freundlichkeit verbessert werden können. 

- Das Gebäude ist in der Größe vergleichsweise untergeordnet und außerhalb des 

umzäunten Geländes nicht sichtbar. 

- Da sich die Maßnahmen auf den Umbau des bestehenden Gebäudes und eine Er-

weiterung von rd. 160 m2 auf bereits versiegelten Flächen beschränkt, sind weder 

eine Neuversieglung noch die Inanspruchnahme von Vegetation und Lebensräu-

men für Pflanzen und Tiere notwendig. 

- Das Vorhaben dient dazu, Risiken einer Verunreinigung von Grund- und Oberflä-

chenwasser aus der Nachsorge der Sonderabfalldeponie zu vermeiden. 

 

Die Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

 

Diese Bekanntmachung wird im Internet auf der Homepage der Struktur- und Genehmi-

gungsdirektion Süd www.sgdsued.rlp.de unter „Öffentlichkeitsbeteiligung/Bekanntmachun-

gen“ sowie im UVP-Portal unter www.uvp-verbund.de veröffentlicht. 

 

Neustadt an der Weinstraße, 22.08.2024 

 

Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd 

Im Auftrag 

gez. Manfred Schanzenbächer 

Elektronisch erstellt / Ohne Unterschrift gültig 
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